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Fragwürdige  
Kita-Subventionen  
Die demografische Entwicklung und der 
damit verbundene akute Arbeitskräfte-
mangel befeuern die Diskussion um die 
Erwerbsbeteiligung von Männern und 
insbesondere von Frauen. Es stellt sich 
die Frage, welche politischen Massnah-
men am geeignetsten sind, um die 
Erwerbstätigkeit von Müttern zu stei-
gern. Denn obwohl die Aufteilung in den 
letzten 10 Jahren etwas gleichberechtig-
ter geworden ist, bleibt das traditionelle 
Modell das am meisten gewählte: Die 
Väter arbeiten mehrheitlich Vollzeit  
(80 Prozent), während die Mütter Teil-
zeit oder gar nicht erwerbstätig sind 
(ebenfalls 80 Prozent).  

Die Stiftung Zukunft.li hat zur Frauen -
erwerbstätigkeit in Liechtenstein im 
Frühjahr 2021 ein Impulspapier ver -
öffentlicht. Besondere Merkmale sind 
die geringe Erwerbstätigkeit der Frauen 
(rund 70 Prozent) und die nur margina-
len Veränderungen in den letzten Jahren. 
Wenn Frauen nach der Geburt des ersten 
Kindes wieder ins Erwerbsleben einstie-
gen, dann arbeiten sie vorwiegend bis zur 
Pensionierung in einem reduzierten 
Pensum.  

Wie könnte die Erwerbsbeteiligung von 
Frauen und im Speziellen von Müttern 
erhöht werden? In der Schweiz entschei-
det am 1. März der Nationalrat über ein 
massives Subventionspaket, um die 
Kitatarife bis zu 20 Prozent zu senken. 
Eine aktuelle Analyse von Josef Zwei-
müller von der Universität Zürich hat 
selbst den Autor überrascht und frus-
triert. Denn die Hoffnung, dass man mit 
staatlich unterstützten tieferen Tarifen 
für Kitas die Beschäftigung der Frauen 
anheben könnte, hat sich nicht bestätigt. 
Der Effekt liegt fast bei null. Diese Er-
kenntnis wird durch einen Blick auf 
Österreich untermauert. Obwohl in 
unserem Nachbarland die staatlichen 
Finanzspritzen deutlich grosszügiger 
ausfallen, haben die Mütter ihre Er-
werbstätigkeit kaum ausgeweitet. Und  
in Liechtenstein sind die finanziellen 
Rahmenbedingungen sowohl für Fremd-
betreuungskosten als auch für die Steuer-
belastung aufgrund eines Zweiteinkom-
mens sehr attraktiv und trotzdem liegt 
die Frauenerwerbsquote im europäi-
schen Vergleich im hinteren Mittelfeld.  

Kita-Subventionen machen dann Sinn, 
wenn das Zusatzeinkommen von den 
Betreuungskosten und höheren Steuern 
weggefressen wird. Höhere staatliche 
Unterstützungen nach dem Giesskan-
nenprinzip bewegen die Mütter aber 
offenbar nicht zu einer Aufnahme der 
Erwerbsarbeit oder zu einer nennens-
werten Erhöhung ihrer Pensen. Das 
Problem, wenn man es als solches be-
zeichnen will, liegt offensichtlich tiefer 
oder an anderen Orten begraben. Ge-
mäss dem Autor der aktuellen Studie 
dominiert nach wie vor eine traditionelle, 
konservative Denkweise bezüglich der 
Rollenverteilung.  

Nichtsdestotrotz: Es gibt viele gute 
Gründe, um das wirtschaftspolitische 
Ziel «Erhöhung der Erwerbsbeteili-
gung der Frauen» zu verfolgen. Dabei 
bleibt unklar, welcher Mix von fami -
lienpolitischen Massnahmen dafür 
geeignet ist. Einmal mehr erweisen 
sich aber staatliche Finanzspritzen 
nicht als das Gelbe vom Ei. 

Peter Eisenhut 
Ökonom und  
Präsident Stiftung 
Zukunft.li

Die Grafik zeigt die Entwicklung 
des realen Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) pro beschäftigte Person in 
Vollzeitäquivalenten (VZÄ) – eine 
Kennzahl für die Produktivität in ei-
ner Volkswirtschaft. Um die länger-
fristige Entwicklung besser kennt-
lich zu machen, wird ein Trend 
 berechnet und dargestellt. Im Jahr 
2021 lag das Produktivitätsniveau 

mit rund 191 000 CHF unter jenem 
der Jahre 1999, 2007 oder 2018 
 (gemessen in Preisen von 2021) 
und nur noch leicht über dem Ni-
veau der Schweiz. Nachdem das 
Produktivitätswachstum (Wachs-
tumsrate des Trends von BIP pro 
VZÄ) in Liechtenstein bis in die 
1990er-Jahre sehr hoch gewesen 
war, nahm es danach in der Ten-

denz stark ab und pendelte sich in 
den letzten Jahren bei ungefähr  
0 Prozent ein. Das niedrige Produk-
tivitätswachstum ist ein wesent -
licher Faktor für die insgesamte 
Verlangsamung des liechtensteini -
schen Wirtschaftswachstums. Wei-
tere Faktoren für das gegenwärtig 
schwächere Wachstum sind der 
 demografische Wandel und das 

 weniger  dynamische globale 
Wirtschaftswachs tum. 
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Private Altersvorsorge: Sicher  
durch Berufsleben und Pension 
Über zehn Jahre hat es gedauert, bis Liechten-
steins Rentnerinnen und Rentner im Januar 
wieder in den Genuss einer AHV-Erhöhung 
gekommen sind. Dass dies ein richtiger und 
wichtiger Schritt war, steht ausser Frage. Kurz 
darauf wurde aber bekannt, dass die AHV auf-
grund der negativen Börsenentwicklung im 
vergangenen Jahr einen Verlust von über  
400 Millionen Franken hinnehmen musste. 
Liechtensteins wichtigstes Sozialwerk steht zwar 
immer noch auf finanziell gesunden Beinen, 
jedoch auch vor grossen Herausforderungen. Die 
Angehörigen der Babyboomer-Jahrgänge kom-
men nach und nach ins Rentenalter. Also müssen 
in den kommenden Jahren weniger Beitragszah-
ler für mehr Pensionisten aufkommen. Ohne der 
Politik vorgreifen zu wollen, scheint es derzeit so, 
dass grössere Rentenerhöhungen in Zukunft eher 
die Ausnahme als die Regel sein werden. Unter 
Druck sind aber auch die Pensionskassen auf-
grund von Börsenentwicklungen und demografi-
schem Wandel und damit die Umwandlungssät-
ze, mit denen die Versicherten rechnen dürfen. 

Wer seinen Lebensstandard nach dem Eintritt ins 
Rentenalter halten möchte, ist also mehr denn je 
auf die private Vorsorge, die dritte Säule, ange-
wiesen. Doch dieses Unterfangen gestaltet sich 
ebenfalls schwieriger als noch vor einigen Jahren. 
Auch privaten Aktiensparern kommt die Entwick-
lung an den Märkten alles andere als entgegen. 
Gleichzeitig steigen die Hypothekarzinsen, was 
die Attraktivität von Immobilieninvestitionen 
schmälert, und die Zinsen auf Sparkonten oder 
Festgelder steigen lange nicht im gleichen Mass.  

Viele Versicherungsunternehmen bieten aber 
zusätzliche Möglichkeiten zum Aufbau von 

privatem Alterskapital – mit einer Reihe weiterer 
Vorteile. Die verschiedenen Arten der Spar-
 Lebensversicherungen ermöglichen einen länger-
fristigen Vermögensaufbau und sichern sowohl 
für das Alter als auch für den Todesfall ab. Ver-
stirbt der Versicherte während der Vertragslauf-
zeit, wird das angesparte Kapital an seine Hinter-
bliebenen oder Personen seiner Wahl ausgezahlt, 
es kann aber beispielsweise auch in eine Stiftung 
fliessen. Lebt er zum Ende der Laufzeit noch – 
was sicher alle Seiten hoffen –, erfolgt die einmali-
ge Auszahlung des angesparten und durch Rendi-
ten vermehrten Kapitals. Zwischen einer Einmal-
zahlung und einer lebenslangen Rente wählen 
kann hingegen, wer sich beispielsweise für eine 
fondsgebundene Rentenversicherung entschei-
det. Wählt er die Rente, erhält der Versicherungs-
nehmer zusätzlich zu AHV und Pensionskasse 

eine dritte monatliche Auszahlung. Bei der Viel-
zahl der Angebote den Überblick zu behalten, ist 
nicht immer einfach. Was aber klar ist: Jeder und 
jede sollte eine zusätzliche Absicherung für das 
Alter haben, welche die gesetzlichen Modelle 
ergänzt. Daher lohnt es sich, den Rat eines Versi-
cherungs- und Finanzexperten einzuholen. Denn 
so verschieden wie Lebenssituationen und Be-
dürfnisse sein können, so vielfältig sind auch die 
Vorsorgemodelle. Mit professioneller Beratung 
findet jeder und jede die individuell am besten 
passende Lösung. Was aber auch klar ist: Es gibt 
im Erwerbsleben kein falsches Alter, um mit dem 
Ansparen einer dritten Säule zu beginnen. Wer 
relativ frisch ins Berufsleben eingestiegen ist, 
kann zwar vielleicht nur kleine Beträge einzahlen, 
profitiert aber von langjährigen Renditen. Wer 
später einsteigt, kann vermutlich höhere monatli-
che Einzahlungen tätigen und profitiert ebenfalls 
von der Rendite. Auch dies ist ein Grund dafür, 
dass sich ein Beratungsgespräch mit dem Ziel 
einer individuellen Lösung stets anbietet. So 
überstehen Sie turbulente Zeiten an den Märkten 
bestmöglich, profitieren in wirtschaftlich prospe-
rierenden Zeiten von einer ansehnlichen Rendite 
und im Alter vom guten Gefühl, sich und Ihre 
Lieben abgesichert zu wissen. 

I  Freitag, 24. Februar 2023

«Jeder und jede sollte eine 
 zusätzliche Absicherung für  
das Alter haben, welche die 
 gesetzlichen Modelle ergänzt.  
Es lohnt sich, den Rat eines 
 Versicherungs- und 
 Finanzexperten einzuholen.»

Caroline Voigt  
Geschäftsführende Präsidentin des 
 Liechtensteinischen Versicherungsverbandes  
 

Caroline Voigt  
Geschäftsführende 
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Martin Geiger 
Ökonom am  
Liechtenstein-Institut

Produktivität in Liechtenstein hoch, aber stagnierend


